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Zum Verhältnis von Sach- zu Entscheidungs
kompetenz im Neoabsolutismus am Beispiel 
der Auseinandersetzung um das ABGB (1852) 

The relationship between expertise and decision-making authority in neo-absolutism, using 
the example of the debate surrounding the ABGB (1852)

In neo-absolutism, political decisions were to be based exclusively on objective arguments and the good of 
the entire empire. This was intended to depoliticise political decision-making. However, the controversy 
surrounding the Austrian Civil Code (ABGB) showed that ministers and imperial councillors used ob-
jective arguments to conceal their own political intentions. The Emperor, who had far-reaching decision-
making powers, was unable to independently assess measures such as the introduction of the ABGB in 
Hungary. Wanting to make informed decisions, he was dependent on his expert advisers. As a result, 
institutionalised, formally unaccountable advisory bodies such as the Imperial Council were able to anti-
cipate political decisions for which, de jure, the Emperor alone was responsible.
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Reichsproblem 1/1, 385–388; Redlich, Staats- und Reichsproblem 1/2, 111–127; Rumpler, Protokolle 32–35; 
Walter, Zentralverwaltung III/1, 434–479. Anfangs war der Ministerrat ebenfalls formell berechtigt, den 
Reichsrat um ein Gutachten zu ersuchen. Faktisch machte er von diesem Recht jedoch keinen Gebrauch. 
Bereits durch die sogenannten „Augusterlässe“ entzog Franz Joseph I. dem Ministerium dieses Recht 1851 
wieder. Fortan war der Reichsrat ein ausschließlich dem Kaiser unterstehendes, dem Ministerrat – der bald 
als solcher aufgelöst werden sollte – nebengeordnetes Beratungsorgan. Geidner, Reichsrat 120–122.

I.  Zum Verhältnis von Beraten und 
Entscheiden im Neoabsolutismus 

Die mit den „Silvesterpatenten“ 1852 formell 
verwirklichte monarchische Autokratie lässt

sich zu einem gewissen Grad als Versuch 
deuten, die politische Entscheidungsfindung 
zu entpolitisieren und zu versachlichen.1 In 
diesem Kontext ist auch die im Zuge der De-
konstitutionalisierung2 im Jahr 1851 erfolgte3 
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Errichtung des Reichsrats4 als exklusives Kon-
sultativorgan der Krone, zu verstehen. 

Nach dem Dafürhalten Kaiser Franz Jose-
phs  I. (1830–1916) und seines engsten in-
nenpolitischen Beraters, Reichsratspräsident 
Karl Friedrich Freiherr Kübeck von Kübaus5 
(1780–1855), hatte der Reichsrat nämlich den 
längst sistierten Reichstag zu ersetzen.6 Po-
litische Fragen sollten künftig nicht mehr 
durch Kompromisse zwischen divergieren-
den Interessengruppen entschieden werden. 
Stattdessen hatten allein Sachgründe, die sich 
am Wohl des Gesamtreichs orientierten, den 
Ausschlag zu geben. Die politische Willens-
bildung sollte dementsprechend nicht länger 
in einem öffentlichen, parlamentarischen 
Aushandlungsprozess erfolgen, an dessen 
Ende politisch bindende Entscheidungen 
standen, sondern im Rahmen eines klandes-
tinen Konsultationsprozesses mit formell un-
verbindlichem Charakter. Dadurch konnten 
nicht nur alle Forderungen der Untertanen 
nach politischer Partizipation konterkariert, 
sondern auch ein Maximum an Handlungs-
freiheit für den Monarchen gewährleistet 
werden.7 Zu diesem Zweck war der Reichsrat 
nicht nur als Ersatz für den Reichstag, son-
dern auch als ein Gegengewicht zum Minis-
terrat geschaffen worden.8 Seit 1848 hatte der 

4	  Zum Reichsrat des Kaisertums Österreich siehe die jüngst vom Autoren dieses Artikels eingereichte Dis-
sertationsschrift: Geidner, Reichsrat. Dieser Artikel basiert auf den Forschungen im Rahmen des nunmehr 
abgeschlossenen Promotionsprojekts.

5		 Brandt, Kübeck; Brandt, Coons, Kübeck; Geidner, Herrscher; Kübeck, Einleitung; Neumayer, Entwick-
lung; ÖBL 4, 320f.; Redlich, Staats- und Reichsproblem 1/1; Sommaruga, Kübeck; Walter, Carl Friedrich 
Freiherr Kübeck von Kübau; Walter, Karl Kübeck Freiherr von Kübau; Wurzbach, Biographisches Lexi-
kon 13, 308f. Bis heute liegt keine umfassende wissenschaftliche Biographie zu Kübeck vor.

6	  HHStA RR Präsidialakten 1 (1851), Nr. 3 (unpag.).
7	  Geidner, Reichsrat 525f.
8	  Gemäß Statut war der Reichsrat dem Ministerrat „nebengeordnet“: § 3 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
9	  Rumpler, Protokolle 17–44.
10	  Zu ihm: Gottsmann, Reichstag; Heller, Mitteleuropas Vorkämpfer; Kiszling, Fürst; Lippert, Felix Fürst 

zu Schwarzenberg; Wurzbach, Biographisches Lexikon 33, 41–58.
11	  Geidner, Reichsrat 52–77, 109–195; Kletečka, Installation.
12	  Zum Neoabsolutismus: Brandt, Einleitung; Brandt, Neoabsolutismus; Brandt, Vorhang; Berger Walden-

egg, Mit vereinten Kräften; Friedjung, Österreich; Judson, Habsburg 281–344; Rumpler, Chance 305–380; 
Rumpler, Integration; Rumpler, Neoabsolutismus; Seiderer, Janusgesicht; Seiderer, Oesterreichs Neuge-
staltung; Winter, Revolution 77–148.

13	  Rumpler, Protokolle 52.
14	  § 7 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
15	  § 5 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
16	  Geidner, Reichsrat 89–108.
17	  § 21 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.

Ministerrat als zentrale Koordinations- und 
Entscheidungsstelle das Herrschaftssystem 
des Kaiserstaats dominiert und der kaiserli-
chen Machtvollkommenheit Schranken ge-
setzt.9 Die Errichtung des Reichsrats markier-
te demnach eine tektonische Verschiebung 
im politischen Gefüge der Monarchie. Nach 
dem Tod des Ministerpräsidenten, Felix 
Fürst Schwarzenbergs10 (1800–1852), im Jahr 
1852 wurde der Ministerrat schließlich als In-
stitution abgewickelt und zu einer reinen Ko-
ordinationsinstanz, der Ministerkonferenz, 
herabgedrückt, die keine verbindlichen Ent-
scheidungen mehr treffen konnte.11 Im Regie-
rungssystem des Neoabsolutismus12 nahm 
der Reichsrat als oberster Rat des Monarchen 
hinfort eine zentrale Stellung ein.13 Qua Statut 
war er „in allen Fragen der Gesetzgebung“14 
zu hören. Die in den Ministerien erarbeiteten 
Gesetzesentwürfe gelangten über den Kaiser 
unmittelbar an den Reichsrat, mit dem Auf-
trag, sie zu begutachten.15 Daraufhin wurde 
im Reichsrat über die ministeriellen Ent-
würfe beraten.16 Zur Bewertung eines Sach-
verhalts war der Reichsrat berechtigt, über 
die Ministerien und Zentralstellen Informa-
tionen einzuholen. Die Ressortchefs hatten 
also mit dem Reichsrat zu kooperieren.17 Das 
Votum, auf das sich der Reichsrat am Ende 
seiner Beratungen mit Mehrheitsbeschluss 
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einigte, brachte der Reichsratspräsident dem 
Kaiser schriftlich zur Kenntnis. Dieses Votum 
diente dem Monarchen dann als Grundlage 
für seine „allerhöchste Entschließung“.18 Im 
Hinblick auf den intendierten monarchischen 
Absolutismus war indes die Tatsache zent-
ral, dass der Reichsrat – anders als einst der 
Reichstag und der Ministerrat – den Kaiser 
nicht zu einer Entscheidung in seinem Sin-
ne zwingen konnte. Für den Monarchen war 
das reichsrätliche Votum nicht bindend. Sein 
umfassender Entscheidungsvorbehalt blieb 
formell gewahrt.19 Auch über ein Initiativ-
recht verfügte der Reichsrat de jure nicht. Es 
war ihm also nicht gestattet, dem Monarchen 
von sich aus Gesetzesvorschläge zu unter-
breiten. Lediglich wenn ihm im Zuge eines 
Begutachtungsauftrages „Lücken, Mängel 
oder Bedürfnisse in der bestehenden Gesetz-
gebung auffallen“ sollten, war der Reichsrat 
berechtigt, darauf hinzuweisen.20 Um die 
Auslegung dieser Norm kam es wiederholt 
zu Auseinandersetzungen zwischen Reichs-
rat und Ministerkonferenz.21 Im Neoabsolu-
tismus stellten Reichsrat und Ministerkon-
ferenz die wichtigsten institutionalisierten 
Beratergruppen dar. Im Rahmen der politi-
schen Willensbildung waren sie von zentraler 
Bedeutung, da die Sachgerechtigkeit der al-
leinverantwortlich vom Kaiser zu treffenden 
politischen Entscheidungen ausschließlich 
durch die epistemische Autorität22 der kaiser-
lichen Ratgeber gewährleistet werden konn-
te.23 Im Bewusstsein dessen, vermied es der 

18	  Geidner, Reichsrat 89–108. Vgl. auch: Rumpler, Protokolle 52. Siehe auch: Berger Waldenegg, Mit verein-
ten Kräften 107–117.

19	  § 4 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
20	  § 10 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
21	  Geidner, Reichsrat 90.
22	  Hauswald, Epistemische Autoritäten; Zagzebski, Epistemic Authoritiy.
23	  Geidner, Reichsrat 66–70.
24	  Becker, Osterkamp, Entscheiden 2f.
25	  Geidner, Reichsrat 103–108.
26	  Münkler, Expertokratie 139f.
27	  Zum ABGB: Brauneder, Einleitung; Brauneder, Österreichs Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch; Brau-

neder, Schutz; Dölemeyer, 200 Jahre.
28	  Geidner, Reichsrat 19–21.
29	  Brauneder, Verfassungsentwicklung 137; Charmatz, Österreichs innere Geschichte 26; Friedjung, Öster-

reich 1, 457; Redlich, Staats- und Reichsproblem 1/1, 387f.
30	  Geidner, Reichsrat 14; Höbelt, Franz Joseph I. 18f.
31	  Deak, Forging a Multinational State; Osterkamp, Vielfalt ordnen 47; Seiderer, Oesterreichs Neugestaltung.

Monarch, despotisch zu regieren.24 Er konsul-
tierte vielmehr vor jeder politischen Entschei-
dung seine Ratgeber.25 Dies lenkt den Blick 
auf das Verhältnis zwischen Sachkompetenz 
und Entscheidungskompetenz im neoabso-
lutistischen Herrschaftssystem.26 Am Beispiel 
der Auseinandersetzungen um das ABGB27 im 
Jahr 1852 soll im Folgenden herausgearbeitet 
werden, welchen faktischen Einfluss formell 
unverantwortliche Ratgeber auf die politi-
sche Entscheidungsfindung in der praktizier-
ten Autokratie des Neoabsolutismus hatten. 
Dabei liegt der Fokus auf den Akteurskon-
stellationen in den Konsultations- und Ent-
scheidungsprozessen.28 Im Rahmen dessen 
soll auch das verbreitete Forschungspostu-
lat von einem nachgerade dichotomischen 
Gegensatz zwischen „liberalen“ Ministern 
und „konservativen“ Reichsräten29 kritisch 
überprüft werden.30 Darüber hinaus soll der 
Frage nachgegangen werden, ob es durch die 
Beratungs- und Entscheidungspraktiken tat-
sächlich zu der intendierten Versachlichung 
und damit Entpolitisierung politischer Ent-
scheidungen im Neoabsolutismus kam. 

II. Die Auseinandersetzung  
um das ABGB

Im Neoabsolutismus wurde die innere Staats-
bildung der Monarchie forciert vorangetrie-
ben.31 Dabei ging es insbesondere um eine 



Florian H. Geidner8

umfassendere Integration Ungarns in das 
Gesamtreich.32 Der Ausdehnung des Gel-
tungsbereichs des ABGB auf die Länder der 
Stephanskrone kam in diesem Kontext be-
sondere Bedeutung zu.33  Dass sich daraus 
eine Grundsatzdebatte um das ABGB entwi-
ckelte, die das gesamte politische Projekt 
zwischenzeitlich zu konterkarieren drohte, 
lag in erster Linie an Leo Graf Thun-Hohen-
stein34 (1811–1888).35 Der Unterrichts- und 
Kultusminister nutzte am 11. Mai 1852 eine 
Promotion sub auspiciis Imperatoris an der 
juridischen Fakultät der Universität Wien für 
eine Fundamentalkritik am ABGB.36 Im Kern 
ging es um das Naturrecht, das dem gesam-
ten Gesetzeswerk zu Grunde lag und das der 
hochkonservative Katholik Thun grundsätz-
lich ablehnte. Dem Naturrecht stellte der Un-
terrichtsminister die historische Rechtsschu-
le37 mit deren hervorragendstem Vertreter 
Friedrich Carl von Savigny38 (1779–1861) ent-
gegen.39 Mit seiner in Sachargumente geklei-
deten Kritik stellte der Unterrichtsminister 
die avisierte ABGB-Einführung in den Län-
dern der Stephanskrone öffentlich in Frage. 

32	 	Berzeviczy, Az Absolutismus; Evans, From Confederation to Compromise; Lengyel, Neoabsolutismus-
Probleme.

33		 Zur Einführung des ABGB in Ungarn: Heindl, Einführung; Kajtár, Charakteristiken 392f.; Nagy, Ge-
schichte 463–465; Sarlós, Rechtswesen 514f.

34		 Zu ihm: Geidner, Thun-Hohenstein; Kraler, Thun; Melville, Thun; Thienen-Adlerflycht, Graf Leo 
Thun-Hohenstein; Wurzbach, Biographisches Lexikon 45, 54f.

35	  Heindl, Einführung 140.
36	  Walter, Nachlass 94.
37		 Zur historischen Rechtschule: Böckenförde, Historische Rechtsschule; Haferkamp, Historische Rechts-

schule.
38	  Zu ihm: Mertens, Gönner; Nörr, Savigny; Rosenberg, Friedrich Carl von Savigny. 
39		 Zu Thuns Wertschätzung der Historischen Rechtsschule: Geidner, Thun-Hohenstein; Thienen-Adler-

flycht, Graf Leo Thun-Hohenstein.
40	  Zu ihm: Mikoletzky, Karl von Krauß; Wurzbach, Biographisches Lexikon 13, 149. 
41	  Zu ihm: Angermann, Bach; Macho, Alexander Freiherr von Bach; Seiderer, Oesterreichs Neugestaltung; 

Wurzbach, Biographisches Lexikon 1, 105–108.
42	  Zu ihm: Schrötter, Andreas Freiherr von Baumgartner; Wurzbach, Biographisches Lexikon 1, 191f.
43	  Heindl, Einführung 142f.
44	  Die Diskussionen um das ABGB in der Ministerkonferenz und ihre ideologischen und politischen Implika-

tionen finden sich detailliert nachgezeichnet bei: Heindl, Einführung.
45	  Zu ihm: Hugelmann, Salvotti; Wurzbach, Biographisches Lexikon 28, 159–162.
46	  Zu ihm: Ebd. 24, 93.
47	  Zu ihm: Ress, Szőgyény-Marich; Szőgyénÿ-Marich, Idősb Szog̋yeńÿ-Marich; Wurzbach, Biographisches 

Lexikon 42, 231–233.
48	  HHStA RR Gremialprotokoll 1 (1852), Nr. 248 (unpag.).

Wenig überraschend, schlug Thuns Rede da-
her hohe Wellen in der Ministerkonferenz. 
Justizminister Karl Krauß40 (1789–1881) sah 
sich nicht nur ex officio, sondern auch aus 
Überzeugung veranlasst, das ABGB zu ver-
teidigen. Innenminister Alexander Bach41 
(1813–1893) und Finanzminister Andreas 
Baumgartner42 (1793–1865) pflichteten ihm 
bei. Thun war isoliert.43 Die Mehrheit des Ka-
binetts sprach sich dafür aus, das ABGB in 
den Ländern der Stephanskrone einzufüh-
ren.44 Damit war die Sache aber noch nicht 
entschieden. Der Kaiser leitete die Angele-
genheit nämlich wie üblich zur Klärung an 
den Reichsrat weiter. Dort fand die Diskussi-
on um das ABGB ihre Fortsetzung. Reichs-
ratspräsident Kübeck betraute ein aus den 
Reichsräten Anton von Salvotti45 (1789–1866), 
Norbert von Purkhart46 (1778–1865) und La-
dislaus von Szögyény47 (1806–1893) beste-
hendes Komitee mit den Vorarbeiten. Im Ple-
num berieten die Reichsräte dann über den 
Vorschlag, den der Reichsrat dem Kaiser in 
dieser Angelegenheit unterbreiten sollte.48 
Salvotti plädierte als Referent für die Einfüh-
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rung des ABGB in Ungarn.49 Er folgte damit 
im Grunde dem Majoritätsvotum der Minis-
terkonferenz. Allerdings verband Salvotti 
sein positives Votum zur ABGB-Einführung 
mit dem Vorschlag, das Gesetzbuch einer 
umfassenden Überarbeitung zu unterziehen. 
Seiner Meinung nach wies das ABGB näm-
lich erhebliche Mängel auf, insbesondere im 
Eherecht. Dieselbe Einschätzung hatte auch 
der Unterrichtsminister vertreten. Salvotti 
und Thun verband die hohe Wertschätzung, 
die sie der Historischen Rechtsschule entge-
genbrachten.50 Anders als der Kultusminister 
verband der Reichsrat die Kritik am ABGB 
indes nicht mit einer romantischen, katho-
lisch-konservativ gefärbten Kritik am Natur-
recht und den dahinterstehenden Ideen der 
Aufklärung. Für Salvotti spielten ideologi-
sche und gesellschaftspolitische Fragen allen-
falls eine nachgeordnete Rolle. Ihm ging es 
primär um eine durch die Vielzahl attestier-
ter systematischer Mängel sachlich gebotene 
Revision des ABGB. Salvottis Vorstoß war in-
des nicht nur auf der juristischen Sachebene 
brisant. Er barg vielmehr erhebliche organi-
sationale Implikationen, was den formellen 
und faktischen Status des Reichsrats im Pro-
zess der politischen Willensbildung anbe-
langte. Salvotti legte den § 10 des Reichsrats-
statuts nämlich ziemlich weit aus: Er nutzte 
die Frage über das Für und Wider einer 
Einführung des ABGB in Ungarn als Vorwand, 
um eine umfassende Zivilrechtsrevision an
zuregen. Damit nahm er faktisch ein Initiativ

49	  Kübeck an Franz Joseph I. 22. 11. 1852, in: HHStA RR Gremialakten 19 (1852), Nr. 444 (unpag.).
50	  Hugelmann, Salvotti 772f.
51	  § 10 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
52	  Ress, Szőgyény-Marich 166.
53	  Sailer, Ungarnpolitik 46.
54	  Zu ihm: Wurzbach, Biographisches Lexikon 60, 23–25.
55	  Als „altkonservativ“ werden in dieser Arbeit jene ungarischen Adligen bezeichnet, die sich vor 1848 als 

konservative Partei mit Metternich verbündet und infolgedessen eine regierungsfreundliche Politik betrie-
ben hatten. „Altkonservativ“ ist ein Quellenbegriff, der hier auch in Abgrenzung zu den Hochkonservati-
ven, womit die konservativen Aristokraten aus den Ländern der Wenzelskrone gemeint sind, gebraucht 
wird. Zeitgenössisch wurde sowohl die konservative böhmisch-mährisch-schlesische, als auch die konser-
vative ungarische Adelsopposition von ihren Gegnern als „altkonservativ“ bezeichnet. Mayr, Tagebuch 473. 
Zum Konservativismus allgemein: Kondylis, Konservatismus; zum Konservatismus in Ungarn: Menczer, 
Konservatismus. Zu den ungarischen Altkonservativen: Hidas, A magyar Arisztokrácia.

56	  Geidner, Reichsrat 134. Zur ungarischen Verfassung und Verfassungsentwicklung: Eszlary, Histoire.
57	  Zu den entsprechenden Vorbehalten der Altkonservativen siehe auch: Ministerratsprotokoll v. 29. 12. 1851, 

in: Kletečka, Schmied-Kowarzik, Das Ministerium Schwarzenberg 459; Reichsratsprotokoll v. 16. 10. 1852, 
in: HHStA RR Gremialakten 15 (1852), Nr. 311 (unpag.).

58	  Zur Entwicklung des Zivilrechts in Cisleithanien: Brauneder, Schutz; Ogris, Rechtsentwicklung.

recht für den Reichsrat in Anspruch, über das 
dieser de jure überhaupt nicht verfügte.51 
Verborgen hinter juristischen Sachargumen-
ten arbeitete Salvotti folglich daran, die Kom-
petenzen des Konsultativorgans – und damit 
mittelbar seine eigenen als Reichsrat – auszu-
weiten. Das war freilich überhaupt nicht im 
Sinne Thuns und seiner Ministerkollegen. 
Salvottis Korreferent, Szögyény, hatte an der 
königlichen Universität in Pest [Budapest] 
Jus und Philosophie studiert und war dem-
entsprechend in der ungarischen Rechtstra-
dition verwurzelt.52 Er erkannte die prakti-
schen Vorzüge des ABGB vordergründig 
durchaus an. Allerdings plädierte er in Anleh-
nung an Salvotti für Änderungen im Familien
recht.53 Hinter Szögyénys juristisch eingekleide-
ten Vorbehalten gegen Teile des ABGB ver- 
bargen sich indes handfest politische Intentio-
nen. Wie sein Reichsratskollege Franz Graf 
Zichy54 (1811–1900), der sich in der Plenarde-
batte nicht zu Wort meldete, zählte Szögyény 
nämlich zu den ungarischen Altkonserva
tiven,55 deren politisches Fernziel die Wie-
dereinführung der alten ungarischen Verfas-
sung war.56 Die beiden magyarischen Reichsräte 
fürchteten, dass durch die Einbeziehung Un-
garns in den österreichischen Rechtsbereich 
Fakten geschaffen würden, die diesem Ziel zu-
widerliefen.57 Wenn Szögyény also im Reichs
ratsplenum für eine partielle Revision des ABGB 
plädierte, wollte er dadurch lediglich die Ein-
führung des österreichischen Zivilrechts58 in 
den Ländern der Stephanskrone verhindern. 
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Schließlich wusste der magyarische Reichsrat 
nur allzu gut, dass selbst marginale Ände-
rungen am Gesetzbuch langwierige Verfah-
ren nach sich zögen. Eine Einführung des 
ABGB in Ungarn wäre damit in weite Ferne 
gerückt, was ganz in seinem Sinne gewesen 
wäre.59 Szögyénys fachliche Kritik an Teilen 
des ABGB war demnach in erster Linie ein 
Manöver zur Verteidigung des alten ungari-
schen Staatsrechts.60 Der magyarische Reichs-
rat nutzte die internen Beratungen im Reichs-
rat folglich, um eine politische Entscheidung 
zu verzögern, die nicht in seinem Sinne war. 
Wäre die ABGB-Einführung vertagt worden, 
hätte sich dies überdies positiv auf Szögyé-
nys Stellung innerhalb des Reichsrats ausge-
wirkt. Der magyarische Magnat galt nämlich 
innerhalb des Konsultativorgans als maßgeb-
licher Fachmann für das alte ungarische 
Recht. Nach der Beseitigung der alten ungari-
schen Verfassung und der Einführung des 
österreichischen Zivilrechts in den Ländern 
der Stephanskrone wäre Szögyénys entspre-
chende juristische Expertise jedoch kaum 
noch gefragt gewesen. Die Möglichkeiten, 
mit seiner Sachkompetenz im Rahmen der 
formellen Konsultationsprozesse politisch 
Einfluss nehmen zu können, hätten sich in 
Folge stark reduziert. Im Grunde hätte die 

59	  Zu Szögyénys Vorbehalten gegenüber dem ABGB: Reichsratsprotokoll v. 16. 10. 1852, in: HHStA RR Gre-
mialakten 15 (1852), Nr. 311 (unpag.).

60	  Péter, Verfassungsentwicklung; Polner, Staatsrecht.
61	  Geidner, Reichsrat 453.
62	  Zu ihm: Mentschl, Salm-Reifferscheidt; Wurzbach, Biographisches Lexikon 28, 139.
63		 Die Avitizität bezeichnete das adelige Vorkaufsrecht der Erben respektive der Verwandten auf Erbgüter. 

Jedwedes durch Kauf erworbene Gut wurde bereits nach der ersten gesetzlichen Vererbung zu Erbgut 
und unterlag dementsprechend der Avitizität. Erben, denen Besitzungen von Verwandten nicht zum Kauf 
angeboten worden waren, hatten auch nach Jahrhunderten noch das Recht auf Herausgabe der Erbgüter, 
da ihr Recht nie verjährte. Dieses, im 14. Jahrhundert von König Ludwig dem Großen (1342–1382) geschaf-
fene, Rechtsinstitut führte in den folgenden Jahrhunderten zu einer weitgehenden Unverkäuflichkeit von 
Grundbesitz und damit einhergehend zu einem Mangel an Kapital in Ungarn. Die mit der Avitizität einher-
gehende Rechtsunsicherheit für die Käufer machte sie zu einem zentralen Hemmschuh für die wirtschaftli-
che Entwicklung in den Ländern der Stephanskrone. Révész, Bedeutung 146f.

64	  Sailer, Ungarnpolitik 53.
65		 Reichsratsprotokoll v. 18. 4. 1856, in: HHStA RR Gremialakten 113 (1856), Nr. 379 (unpag.). Siehe auch: 

Geidner, Reichsrat 385.

ABGB-Einführung Szögyény als Ratgeber 
entbehrlich gemacht.61 Reichsrat Hugo Fürst 
Salm-Reifferscheidt62 (1803–1888) sprach sich 
ebenfalls für eine Revision des ABGB aus. 
Dazu bewegten ihn indes keine juristischen 
Sachfragen, die sich auf das Gesetzbuch 
selbst bezogenen. Ihm ging es auch nicht da-
rum, die Kompetenzen des Reichsrats auszu-
dehnen oder Ungarns Sonderstatuts zu be-
wahren. Stattdessen motivierten den Fürsten 
ökonomische und damit verbundene politi-
sche Erwägungen, für Änderungen am ABGB 
einzutreten. Salm betrachtete nämlich die 
Erbregelungen des ABGB als eine Gefahr für 
den großen (adligen) Grundbesitz und damit 
für die gesellschaftliche und politische Prä-
ponderanz der Aristokratie in den Ländern 
der böhmischen Krone. Ganz ähnlich dachte 
Salms böhmischer Standesgenosse, Unter-
richtsminister Thun. Auch hinter Szögyénys 
Ablehnung des ABGB standen nicht nur kon-
stitutionelle Überlegungen. Er fürchtete viel-
mehr eine Zersplitterung des umfangreichen 
magnatischen Landbesitzes, wenn durch eine 
Einführung des ABGB in Ungarn die Avitizi-
tät63 aufgehoben werden würde.64 Dass Salm 
und Szögyény, die ansonsten in der Frage der 
Integration Ungarns häufig über Kreuz 
lagen,65 in der Ablehnung des ABGB zusam-
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menfanden, war daher primär standespoli-
tisch motiviert.66 Die juristische Fachdebatte 
um das ABGB wurde von den beiden Reichs-
räten somit zur Wahrung der Partikularinter-
essen des ungarischen und böhmisch-mähri-
schen Hochadels instrumentalisiert. Davon, 
dass im Konsultativorgan ausschließlich Sach
argumente den Ausschlag gaben und die 
Reichsräte statutgemäß allein das Wohl des 
Gesamtreichs im Blick hatten,67 lässt sich 
folglich kaum sprechen. Die Gegner einer et-
waigen ABGB-Revision gingen jedoch aus-
schließlich auf der rechtswissenschaftlichen 
Sachebene auf die Argumente der Befürwor-
ter ein. So erkannte Reichsrat Anton Haim-
berger68 (1795–1865) zwar an, dass dem ABGB 
einige Mängel anhafteten, für eine umfassen-
de Überarbeitung sah er indes keinen Anlass. 
Mit seinen luziden Ausführungen vermochte 
der ehemalige Jus-Professor, seine Kollegen 
Purkhart, Franz Freiherr Krieg von Hochfel-
den69 (1776–1856) und Philipp Freiherr von 
Krauß70 (1792–1861) zu überzeugen. Unter-
stützung fand Haimberger bei Thaddäus 
Peithner von Lichtenfels71 (1798–1877), der 
als Vertreter des Justizministeriums an der 
Reichsratssitzung teilnahm. Prononciert ver-
trat der Sektionschef die Position seines Vor-
gesetzten, Karl Krauß, und riet wie Haimber-
ger nachdrücklich von einer Revision des 

66		 Um den Hoch- und Altkonservativen ein Stück weit entgegenzukommen, schlug der Reichsratspräsident 
die Einführung von Fideikommissen in Ungarn vor. Der ungarisch-kroatische Senat des Obersten Gerichts-
hofes, den Kübeck um ein Gutachten zur Avitizität gebeten hatte, sprach sich ebenso wie die Mehrheit der 
Reichsräte für die Einführung des Fideikommisses in Ungarn und die damit einhergehende befristete Au-
ßerkraftsetzung des im ABGB normierten Erbrechts aus. Damit sollte den Altkonservativen auf derselben 
Rechtsgrundlage wie den böhmischen Hochkonservativen ermöglicht werden, ihren Besitzstand zu wahren. 
Ratsprotokoll der ungarisch-kroatischen Senatsabteilung des k.k. Obersten Gerichts- und Kassationshofes 
als erste Subbeilage zur dritten Beilage des Reichsratsprotokolls v. 26. 7. 1852, in: HHStA RR Gremialakten 
21 (1852), Nr. 445 (unpag.); Siehe auch: Sailer, Ungarnpolitik 52f.; Wienfort, Gerichtsherrschaft.

67	  § 18 Reichsratsstatut, RGBl. 92/1851.
68	  Zu ihm: Hoffinger, Haimberger; ÖBL 2, 150; Wurzbach, Biographisches Lexikon 7, 214–216.
69	  Zu ihm: Sommaruga, Krieg; ÖBL 4, 271; Wurzbach, Biographisches Lexikon 13, 215–217.
70	  Zu ihm: Cornaro, Krauß; Woinovich, Philipp; Wurzbach, Biographisches Lexikon 13, 150–157.
71	  Zu ihm: Reusch, Lichtenfels; Wurzbach, Biographisches Lexikon 15, 79–82.
72	  Sailer, Ungarnpolitik 47.
73	  Zu ihm: Wurzbach, Biographisches Lexikon 3, 350.
74	  Hoffinger, Haimberger 386f.
75	  Wurzbach, Biographisches Lexikon 3, 350.
76	  Ebd. 7, 214f. Mit seinem Lehrbuch zum römischen Privatrecht prägte Haimberger ganze Generationen von 

Juristen. Sein Werk erschien 1829/1830 zuerst auf Latein: Haimberger, Ius Romanum privatum. 1835 folgte 
dann eine Übersetzung ins Deutsche, die Haimberger selbst besorgte: Haimberger, Reines römisches Pri-
vatrecht. Später erfolgte auch eine Übersetzung ins Italienische. Wurzbach, Biographisches Lexikon 7, 214.

77	  Hugelmann, Salvotti 772f.

ABGB ab. Haimberger und Lichtenfels ver-
wahrten sich gegen Thuns und Salvottis Ver-
suche, die jüngere österreichische Rechtstra-
dition zu diskreditieren.72 Haimberger war 
ein Schüler Thomas Dolliners73 (1760–1839) 
gewesen,74 der Anfang des Jahrhunderts an 
der Ausarbeitung des ABGB mitgewirkt hat-
te.75 Als Hochschullehrer hatte Haimberger 
selbst über viele Jahre künftige Juristen des 
Kaiserstaats ausgebildet.76 Im Gegensatz zu 
seinen Kollegen und den Ministern hatte Sal-
votti nur kurz an österreichischen Universitä-
ten Jus studiert. Sein juristisches Denken 
wurde stattdessen stark von Savignys Lehr-
veranstaltungen an der Universität Landshut 
und der Rechtspraxis im napoleonischen Ita-
lien geprägt.77 In gewisser Weise lässt sich die 
Auseinandersetzung somit auch als Streit 
zweier Rechtsschulen begreifen.  Im Hinblick 
auf die Funktion und den Einfluss des Reichs-
rats auf die politische Entscheidungsfindung 
war die vordergründig akademische Debatte 
zwischen den Juristen jedoch problematisch. 
Schließlich sollte der Reichsrat dem Kaiser 
konkrete und umsetzbare Vorschläge unter-
breiten, die auf das politische Fernziel – die 
staatliche Integration der Monarchie – abge-
stimmt waren. Eine ausgreifende Diskussion 
über das ABGB – oder gar dessen Revision – 
konnte in dieser Hinsicht kaum hilfreich und 
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zweckdienlich erscheinen. Reichsratspräsi-
dent Kübeck war sich dessen nur allzu be-
wusst. In der Plenardebatte des Reichsrats 
meldete er sich wie üblich nicht zu Wort.78 Auf 
diese Weise vermied er es, seine eigenen Über-
legungen und politischen Überzeugungen zu 
offenbaren und dem Urteil seiner Kollegen zu 
unterwerfen. Erst in seinem Einbegleitungs-
schreiben, in dem er dem Monarchen das Vo-
tum des Reichsrats zur Kenntnis brachte, be-
zog er deutlich Position gegen Thuns, Salms, 
Szögyénys und Salvottis Revisionsabsichten. 
Der Kritik am ABGB begegnete Kübeck mit ju-
ristischen Sachargumenten. So antwortete er 
auf Salvottis und Thuns Hinweis auf die ihrer 
Meinung nach vorteilhaftere Regelung zur pa-
tria potestas79 in den bisherigen ungarischen 
Gesetzen mit einer scharfen, geradezu ironi-
schen Replik: „Was die ehemännliche Autori-
tät anbelangt, so sind die Vorschriften des 
ABGB über diesen Punkt so vorsichtig abge-
fasst, dass jeder der beiden Ehegatten, den an-
deren am Mißbrauche seines Vermögens hin-
dern kann. Nach den ungar[ischen] Normen 
hingegen vermag insofern Gütergemeinschaft 
besteht, die Ehefrau den Ehemann auf gesetz-
lichem Wege nicht an Verschwendung zu hin-
dern, vielmehr ist der Letztere in die Lage ge-
setzt, das beiderseitige Vermögen zu vergeuden. 
Da nun die Erfahrung zeigt, dass Verschwen-
dung bei den Männern nicht zu den seltenen 
Erscheinungen gehört, so vermag ich die Vor-
züge der durch die ungar[ischen] Gesetze an-
geordneten Gütergemeinschaft in der Ehe von 
den Vorschriften des ABGB nicht wahrzu
nehmen.“80 Bei seiner juristischen Einschätzung 
konnte sich Kübeck auf das fachliche Votum 
der Reichsratsmehrheit stützen.81 Mochte der 

78	  Sailer, Ungarnpolitik 46f.
79	  Zur Stellung des Familienvaters im Familienrecht: Schelle, Stellung.
80	  HHStA RR Gremialakten 19 (1852), Nr. 444. (unpag.). Siehe auch: Sailer, Ungarnpolitik 47. 
81	  Kübeck an Franz Joseph I. 24. 12. 1852, in: HHStA RR Organisierungskommission 3 (1853), Nr. 49 (unpag.).
82	  Vgl. Kübeck, Tagebücher 1/1, 139f. mit Heindl, Einführung 144.
83	  Kübeck an Franz Joseph I. 24. 12. 1852, in: HHStA RR Organisierungskommission 3 (1853), Nr. 49 (unpag.).
84	  Kübeck an Franz Joseph I. 22. 11. 1852, in: HHStA RR Gremialakten 19 (1852), Nr. 444 (unpag.). Siehe auch: 

Sailer, Ungarnpolitik 47.
85	  Zum Prozess der Zivilrechtskodifikation in der Habsburgermonarchie: Brauneder, Österreichs Allgemei-

nes Bürgerliches Gesetzbuch; Brauneder, Schutz; Dölemeyer, 200 Jahre; Nagy, Geschichte; Strakosch, Sta-
te Absolutism. 

86	  Kübeck an Franz Joseph I. 22. 11. 1852, in: HHStA RR Gremialakten 19 (1852), Nr. 444 (unpag.). Siehe auch: 
Sailer, Ungarnpolitik 47.

Reichsratspräsident auch in Detailfragen mit 
Unterrichtsminister Thun übereinstimmen – 
etwa in der Ablehnung von Rousseaus Ver-
tragstheorie82 – so hielt er eine vollständige 
Revision des ABGB doch für vollkommen 
inopportun. Seiner Meinung nach sprachen 
praktische und politische Gründe gleicher-
maßen dagegen.83 Aus Kübecks Sicht galt es 
daher, den Monarchen genau hiervon zu 
überzeugen. Indem er dem Kaiser die juristi-
schen Sachargumente, mit der sich eine 
Mehrheit der Reichsräte für das ABGB aus-
sprach, nachvollziehbar zur Kenntnis brach-
te, machte er Franz Joseph I. deutlich, dass es 
sachlich sinnvoll und politisch notwendig 
sei, dem Majoritätsvotum des Reichsrats zu 
entsprechen. Darüber hinaus stellte Kübeck 
dem Kaiser das ABGB als zentrales Ver-
mächtnis seines Großvaters Franz  I. vor.84 
Griffe man, wie Thun und Salvotti es beab-
sichtigten, die Grundzüge des ABGB mit Er-
folg an, fiele das gesamte Gesetzeswerk in 
sich zusammen.85 Da es viele Jahre dauerte, 
einen probaten Ersatz zu erarbeiten, riet Kü-
beck davon ab.86 Geschickt verwob der 
Reichsratspräsident hier die persönliche mit 
der politischen Ebene: Eine etwaige Revision 
des ABGB bedrohte nach Kübecks Darstel-
lung nicht nur das zentrale politische Ziel 
des Monarchen – die innere Staatswerdung 
der Monarchie –, sie beschädigte auch das 
Ansehen von Franz Josephs I. Großvater. Bei-
des konnte nicht im Interesse des Monarchen 
sein. Im Vertrauen auf die epistemische Au-
torität des Reichsratspräsidenten entsprach 
Franz Joseph I. schließlich dem reichsrätli-
chen Vorschlag und ordnete die Einführung 
des ABGB in den Ländern der Stephanskrone 
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an. Von einer langwierigen Revision, deren 
Ausgang völlig offen wäre, war keine Rede 
mehr.87

III. Resümee: Die an die  
Sachkompetenz der Ratgeber 
gebundene Entscheidungs-
kompetenz des Monarchen

Die Kontroverse um das ABGB verdeutlicht, 
wie sehr die Meinungen im Reichsrat ausein-
andergehen konnten. Im neoabsolutistischen 
Konsultativorgan herrschte eine offene Dis-
kussionskultur, die divergierenden politi-
schen Einstellungen und fachlichen Einschät-
zungen Raum bot. Der Reichsratspräsident 
reagierte jedoch insofern auf Salvottis Fun-
damentalkritik am ABGB, als er nunmehr 
verstärkt Haimberger in die Vorarbeiten 
der Plenarsitzungen einband und zusätzlich 
zu Salvotti in einflussreiche Kommissionen 
berief.88 Auf diese Weise relativierte er Sal-
vottis Möglichkeiten, mit seiner juristischen 
Sachkompetenz das konsultative Votum 
des Reichsrats und in Folge die politische 
Entscheidung des Kaisers zu beeinflussen.89 
Die Auseinandersetzungen um das ABGB 
zeigten überdies, dass die vermeintlich aus-
schließlich fachlichen Einschätzungen, wel-
che die Reichsräte in den Plenarsitzungen 
äußerten, mitunter stark von politischen 
Erwägungen bestimmt wurden. Anders als 
von Kübeck intendiert, stellte der Reichsrat 
folglich kein entpolitisiertes, rein an Sachfra-
gen orientiertes Beratungsorgan dar, in dem 
sich allein am Wohl des Gesamtreichs orien-
tiert wurde. Themenbezogen konnten sich 
überdies okkasionelle Allianzen zwischen 
Reichsräten sowie Reichsräten und Ministern 
ergeben, die politisch eigentlich über Kreuz 
lagen. Im Hinblick auf das ABGB teilte die 
Mehrheit der Reichsräte die Einschätzung 
der Minister Krauß, Brach und Baumgartner. 

87	  Walter, Nachlass 102.
88	  HHStA RR Organisierungskommission 2, Nr. 32 (unpag.).
89	  Geidner, Reichsrat 178.
90	  § 10 Reichsratsstatut.
91	  Sailer, Ungarnpolitik 49.
92	  Geidner, Reichsrat 179.
93	  Ebd., 160; Rumpler, Protokolle 48f.

Salvotti, Salm und Szögyény befanden sich 
demgegenüber – ebenso wie Thun in der 
Ministerkonferenz – in der Minderheit. Dar-
an zeigt sich, dass das Votum der einzelnen 
Reichsräte nicht organisational vordefiniert 
war. Ein fundamentaler und fortwährende 
Gegensatz zwischen Reichsrat und Minister-
konferenz lässt sich demnach nicht feststellen. 
Die Diskussionen offenbarten zudem, wie 
weit die Reichsräte die Kompetenz des Reichs-
rats auslegten, auf „Lücken, Mängel oder Be-
dürfnisse in der bestehenden Gesetzgebung“90 
hinweisen zu dürfen.91 Schließlich nahmen 
die Reichsräte Salvottis Antrag zum Anlass, 
über eine umfangreiche Revision des ABGB 
zu diskutieren. Dabei hätten sie eigentlich 
nur ein Votum über das Für und Wider einer 
Einführung des ABGB in den Ländern der 
Stephanskrone abgeben sollen. De facto nah-
men die Reichsräte also ein Initiativrecht in 
Anspruch, über das sie formell gar nicht ver-
fügten.92 Dass sich daraus keine Grundsatz-
debatte über die Kompetenzen von Reichs
rat und Ministerkonferenz entzündete, war 
wiederum eine direkte Folge der Kontrover-
se um das ABGB. Ein konzertierter Protest 
der Kabinettsmitglieder beim Kaiser erwies 
sich nämlich angesichts der tiefen Gräben, 
die sich zwischen ihnen aufgetan hatten, als 
unmöglich. Während die Auseinandersetzung 
um das ABGB die Ministerkonferenz struk-
turell schwächte, stärkte sie den Reichsrat. Da 
die Ministerkonferenz 1852 formell kein Or-
gan mehr darstellte,93 war es für die Minister 
nicht nötig oder möglich – je nach Standpunkt 

– sich auf eine einheitliche Linie festzulegen. 
Dadurch boten die Kabinettsmitglieder dem 
Kaiser jedoch auch keine wirksame Entschei-
dungshilfe; ganz im Gegensatz zum Reichs-
rat. Kübeck gelang es nämlich, in seinem 
Einbegleitungsschreiben die Kontroversen 
zwischen den Reichsräten zu einem klaren 
Votum des Reichsrats zu kondensieren. Das 
Mehrheitsvotum des Reichsrats wurde dem 
Kaiser als sinnvoll und sachgerecht dargestellt. 
Indem der Reichsratspräsident die Argumen-
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te der Minderheit um Salvotti nicht ver-
schwieg, vermittelte er Franz Joseph I. zudem 
das Gefühl, die Kontrolle über die Entschei-
dungsprämissen zu haben. Dabei war es de 
facto Kübeck, der die Entscheidung des Kai-
sers durch die geschickte Formulierung des 
Einbegleitungsschreibens antizipierte. Franz 
Joseph I. akzeptierte dies, da er dem Reichs-
ratspräsidenten umfassende epistemische 
Autorität zuschrieb. Im Übrigen verfügte der 
Kaiser nicht über die nötige juristische Sach-
kompetenz, um eigenständig zu einer ande-
ren, von Kübecks Votum abweichenden, Ein-
schätzung gelangen zu können. Da er rational 
regieren und sachgerecht entscheiden wollte, 
musste der Autokrat Franz Joseph I. faktisch 
eine Bindung seiner Entscheidungskompe-
tenz an die Sachkompetenz seines Ratgebers, 
des Präsidenten des formell unverantwortli-
chen Reichsrats, Kübeck, hinnehmen.94
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